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Beklagte und KGVIQLOHUÄIL 5erin

Der 4° Sengt des Bundeseozialgerichts hat nach münd—
licher Verhandlung am 110 März 1969 durch

öenatspräsident P e n q u i t t
—Vorsitzender —„

Bundesrichter 5 c h m i t t und

Bundesrichter M ü l 1 e r9

Bundessozialrichter F o x und

Bundessozialrichter H a u s e n

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts NordrheineWest—

falen vom 280 August 1968 wird aufgehoben„

Die Berufung der-Klägerin gegen das Urteil des

Sozialgerichts Münster vom 8° April 1968 wird

zurückgewiesen°
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Eur.B..‚13.9.9-3.

Die Klägerin ist Verfolgte des Nationalsozialismusc

Das Landessozialgericht (LSG) hat —unter Änderung
des Bescheides der Beklagten vom 90 November 1966

und des Urteils des Sozialgerichts (SG) Münster vom
80 April 1968 „ die Beklagte verurteilt, für die Zeit

der Verfolgung vom 60 September 1939 bis zum 310 De—

zember 1949 bei Berechnung des Altersruhegeldes der

Klägerin Werteinheiten der vierten Beitragsklasse

zugrunde zu legen° Zwar habe die Klägerin9 so hat es
ausgeführt, einen durch Verfolgungsmaßnahmen in der

öozialversicherung erlittenen Schaden, der zur sinn—

gemäßen Anwendung des 9 4 Abs„ 4 oder 5 des Gesetzes

über die Behandlung der Verfolgten des “ationalsozialis—

mus in der Sozialversicherung vom 22° August 1949

(VerfolgtenG) führen könne, nicht dargetano hie habe
lediglich glaubhaft gemacht, daß sie von 1902 bis

1905 als kaufmännischer Lehrling und anschließend bis

März 1912 als Verkäuferin versicherungspflichtig — im

wesentlichen mit ßeürägén der Klasse drei — beschäftigt

gewesen sei° Von da an habe sie bis 1939 im Geschäft

ihres Ehemannes gearbeitet, ohne dab Beiträge zur
Rentenversicherung entrichtet worden seien„ ßntgegen

der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) sei
jedoch @4 Absa 3 VerfolgtenG durch die RentenVer—
sicherungs- Neuregelungsgesetzeenicht außer kraft
gesetzt worden und deshalb auch auf Versicherungs—

fälle aus der Zeit nach 1956 — um einen solchen handele

es sich hier — anzuwenden° Daraus ergebe sich die

Verpflichtung zur Berücksichtigung von Werteinheiten

der vierten Beitragsklasseo Zur weiteren nnwendung

des 9 4 Abs„ 3 VerfolgtenG zwinge insbesondere die
von der Bundesrepublik Deutschland vertraglich ubernommens

Verpflichtung, die Opfer der nationalsozialistischen
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Verfolgung zukünftig nicht ungünstiger als zur Zeit

des Vertragsabschlusses zu stellen (Überleitungs—
vertrag vom 260 mai 1952 idF der Dekanntmachung

vom 30° März 1955, 40 Teil nbs„ 1 und Abs„ 2

Buchst„ a — BGBl 1955 II9 301, 405, 431 —)„

Gegen diese Entscheidung richtet sich die — zugelassene —
Revision der Beklagten° die ist der Auffassung, daß

die Anwendung des 9 4 Abs„ 3 VerfolgtenG auf Ver—

sicherungsfälle der vorliegenden Art ausgeschlossen

sei° Zur Begründung beruft sie sich auf die hierzu

ergangene Rechtsprechung des Böüo

Sie beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung der Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Münster vom 80 „pril 1968
zurückzuweiseno

Die Klägerin beantragt sinngemäß,

die Revision zurückzuweiseno

öie regt im übrigen an9 den Großen Senat des BQG

anzurufen, und zwar sowohl zur ßrreichung einer

Änderung der bisherigen Rechtsprechung als auch

aus Gründen der Fortbildung des Rechts (89 42, 43 des

öozialgerichtsgesetzes —SGG—)o

Die Revision der beklagten ist zulässig und be—

gründete

Das LSG hat die Beklagte zu Unrecht verpflichtet, für

die Ersatzzeit von 1939 bis 1949 (s 1251 Abs„ 1 Nr„ 4
der Reicheversicherungsordnung —HVO—)Werteinheiten

entsprechende der vierten Beitragsklasse anzurechneno

„ 4 „
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Eine dahingehende Vorschrift enthielt allerdings % 4
Abs() 5 VerfolgtenG; diese ist jedoch, wie mehrere

Senate des BSG übereinstimmend und wiederholt entschie—

den haben, durch Arte 5 @ 2 des Arbeiterrentenvcrsiche—

rungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG) auder Kraft gesetzt
worden und kann deshalb auf Versicherungsfälle aus der

Zeit nach 1956 nicht mehr angewandt werden (vgl° Sozh
Nrno 899,11 bis 15 zu VerfolgtenG Allgo)o In dem letzten

der vorerwähnten Urteile hat der Senat sich bereits mit

der aus dem Überleitungsvertrag idF der Bekanntmachung

vom 300 März 1955, Vierter Teil Abso 1 und AbSe 2

ßuchsto a, hergeleiteten Gegenmeinung auseinandergesetzt

und an seiner bisherigen Rechtsprechung festgehalteno

Hiervon abzuweichen, geben auch die Entscheidungsgründe

des LSG (vglo auch RzW 1969, 45 mit Anm„ von ßrunn) und
die Ausführungen in der Revisionsinstanz keine Veranlas-

sung„ Der Uberleitungsvertrag bildet keine unmittelbare

anspruchsgrundlage für Lntschädigungsansprüche der ein—

zelnen Verfolgten, er enthält vielmehr eine völkerrecht—

liche Verpflichtung der Bundesrepublik heutschlandc Gleiche

wohl ist der Vertrag bei der Auslegung der ■entenver—

sicherungs- Neuregelungsvorschriften des Jahres 1957, ins—

besondere bei der Beurteilung der Tragweite des Arte 3
9 2 ArVNG, zu

beachten, weil davon ausgegangen werden
darf, daß der Gesetzgeber der Rentenreform sich mit dem

Vertragswerk von 1955 nicht in Widerspruch setzen wolltec

Durch die in dem Uberleitungsvertrag von der bundesre—
publik Deutschland übernommene Verpflichtung war der

Gesetzgeber indessen nicht gehindert9 das zur Zeit des

Vertragsabschlusses geltende Rentensystem durch ein

neues System der Rentenberechnung abzulösen9 innerhalb

dessen Verfolgtenzeiten systementsprechend nicht mehr

als mit beitragen belegte Versicherungszeiten, sondern

als — beitragslose — Ersatzzeiten berücksichtigt werden

(vgl° Beschluß des BVerfG vom 260 september 1968

— 1 BvR 524/68
— öozR Nr„ 1 zu © 1251 dVo, Bla A b 1)„
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Eine „ nach der Rechtsprechung des BSG in Betracht zu

ziehende — sinngemäße Anwendung des © 4 Abso 4 VerfolgtenG

scheidet in dem vorliegenden Fall aus„ Nach dem vom LSG

festgestellten Sachverhalt hätte die Klägerin während der

Verfolgünggßit keine der vierten Beitragsklassea ent“

sprechenden Arbeitsentgelte erzielt; es besteht kein

Anhalt dafür? daß sie in der Zeit von 1939 bis 1949_

überhaupt versicherungspflichtig tätig geworden wäre„

Das angefochtene Urteil muß hiernach aufgehoben und die

berufung der Klägerin gegen das Urteil des SG zurück—

gewiesen werden (9 170 Abs° 1 Satz 1 SGG)O

Zur unrufung des Großen Senats des BSG besteht kein

Anlaß, weil der erkennende denat an der ständigen Recht=

sprechung'des BSG festhält°

Die Kostenentsoheidung beruht auf 5 193 5GGo
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